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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF veröffentlicht Referentenentwurf für ein zweites Jahressteuergesetz 
2024 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 10. Juli 2024 einen 
Referentenentwurf für ein zweites Jahressteuergesetz 2024 (JStG 2024 II) an die 
Verbände zur Stellungnahme bis zum 17. Juli 2024 versendet. In dem Entwurf ist 
erneut eine Mitteilungspflicht über innerstaatliche Steuergestaltungen enthalten. 

Das Schreiben umfasst u.a. folgende Punkte: 

1. Anpassungen des Einkommensteuertarifs 
– Anhebung des in den Einkommensteuertarifs integrierten 
Grundfreibetrags um 300 Euro auf 12 084 Euro im Jahr 2025 und 
ab 2026 Anhebung um 252 Euro auf 12 336 Euro und 
– Anhebung des steuerlichen Kinderfreibetrags für den 
Veranlagungszeitraum 2025 um 60 Euro auf 6 672 Euro und ab 
dem Veranlagungszeitraum 2026 Anhebung um 156 Euro auf 6 828 
Euro 
– Anpassung der übrigen Eckwerte des Einkommensteuertarifs für 
die Veranlagungszeiträume 2025 und ab 2026 (mit Ausnahme des 
Eckwerts der sog. „Reichensteuer“) 
– Anhebung der Freigrenzen beim Solidaritätszuschlag für die 
Veranlagungszeiträume 2025 und ab 2026 

2. Aufträge aus dem Koalitionsvertrag 
– Überführung der Steuerklassen III und V in das Faktorverfahren 
– Anpassungen bei den Regelungen zur Gemeinnützigkeit 
– Mitteilungspflicht über innerstaatliche Steuergestaltungen 

3. Weitere Maßnahmen 
– Anhebung des Kindergeldes ab Januar 2025 von 250 Euro auf 
255 Euro monatlich 
– Steuerbefreiung der Stiftung Generationenkapital 
– Digitalisierung der Sterbefallanzeigen 

Fundstelle 

BMF, RefE vom 10. Juli 2024. 

 

Haushaltsgesetz 2025 sowie Wachstumsinitiative 

Die Spitzen der Koalitionsfraktionen haben sich am 5. Juli 2024 auf die 
Aufstellung eines Regierungsentwurfs für den Bundeshaushalt 2025, einen 
Finanzplan bis 2028 und eine umfassende Wachstumsinitiative geeinigt. Die 
technische Umsetzung und Ressortabstimmung sollen bis zur Kabinettbefassung 
am 17. Juli 2024 ausgearbeitet und dann im Detail vorgestellt werden. Soweit es 
neuer Gesetze oder weiterer gesetzlicher Anpassungen bedarf, sollen die 

https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/240710_RefEntw_JStG2024_II.pdf
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entsprechenden Regelungsvorschläge gemeinsam mit dem Haushaltsgesetz oder 
später im zweiten Halbjahr 2024 im Kabinett beschlossen werden. Bundestag und 
Bundesrat sollen die Regelungen nach Vorstellung der Bundesregierung zeitnah 
und nach Möglichkeit zeitgleich mit dem Haushaltsgesetz beschließen, um eine 
schnelle Wirksamkeit der avisierten Maßnahmen zu gewährleisten. 

Steuerliche Aspekte der Wachstumsinitiative 

Die von den Spitzen der Regierungsfraktionen beschlossene Wachstumsinitiative 
enthält auch eine Reihe von steuerlichen Maßnahmen, insb.: 

• Verbesserung der steuerlichen Abschreibungsbedingungen durch 

o Verlängerung der degressiven Abschreibung gem. § 7 Abs. 2 
EStG bis 2028 (derzeit auf Wirtschaftsgüter begrenzt, die vor 
dem 1.1.2025 angeschafft oder hergestellt wurden) und 
Anhebung des Abschreibungssatzes von 20 auf 25 Prozent 

o Reform der Sammelabschreibung nach § 6 Abs. 2a EStG 
durch Einstieg in die Pool-Abschreibung (unter Anhebung 
auf 5.000 EUR) 

• Steuerliche Verbesserung mit Blick auf die E-Mobilität durch 

o Rückwirkende Einführung einer Sonderabschreibung zum 
1.7.2024 für vollelektrische und vergleichbare 
Nullemissionsfahrzeuge, die bis Ende 2028 neu zugelassen 
werden 

o Erhöhung des Deckels der Dienstwagenbesteuerung für E-
Fahrzeuge für den Brutto-Listenpreis von derzeit 70.000 
EUR auf 95.000 EUR (§ 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 Nr. 3 sowie 
Satz 3 Nr. 3 EStG) 

o Steuerliche Gleichstellung von ausschließlich mit E-Fuels 
betriebenen Kraftfahrzeugen mit vollelektrischen 
Fahrzeugen, insbesondere bei der KfZ-Steuer und der 
Dienstwagenbesteuerung 

• Prüfung der für Juli erwarteten Vorschläge der Experten-
Kommission „Vereinfachte Unternehmenssteuer“ und „Bürgernahe 
Einkommensteuer“ zur Vereinfachung des Steuerrechts und ggf. 
Umsetzung in einem Gesetzgebungsverfahren noch in diesem Jahr 

• Ausweitung der Forschungszulage durch Erhöhung der 
Bemessungsgrundlage um weitere zwei Millionen, mithin von 
derzeit 10 auf 12 Mio. EUR (§ 3 Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 FZulG) 

• Schaffung von (steuerlichen) Anreizen für Mehrarbeit 

o Steuer- und Beitragsfreiheit für Zuschläge für Mehrarbeit, die 
über die vereinbarte Vollzeitarbeit (min. 34h bei tariflichen 
Regelungen; 40h ohne tarifliche Regelung) hinausgeht 
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o Steuerliche Begünstigung von durch den Arbeitgeber 
gezahlten Prämien für die Ausweitung der Arbeitszeit 

• Verschiebung der Tarifeckwerte in § 32a EStG für die Jahre 2025 
und 2026 zur Vermeidung der kalten Progression 

• Einführung von steuerlichen Anreizen für ausländische Fachkräfte 
durch die Steuerfreistellung von 30, 20 bzw. 10 Prozent vom 
Bruttolohn in den ersten drei Jahren 

• Förderung der Frauenerwerbstätigkeit durch Überführung der 
Steuerklassenkombination III/V in das Faktorverfahren der 
Steuerklasse IV 

• Stärkung des Finanzstandorts Deutschland und Mobilisierung von 
Wagniskapital, insb. Verbesserung der steuerlichen 
Rahmenbedingungen von Venture Capital-Investments (VC-
Investments) u.a. durch 

o Anpassungen bei der Besteuerung von Investitionen in 
gewerbliche Personengesellschaften durch Fonds, die unter 
das Investmentsteuergesetz fallen, und damit auch in VC-
Fonds 

o Anpassungen bei der Besteuerung von Gewinnen aus 
Veräußerungen von Beteiligungen an Kapitalgesellschaften, 
wenn diese reinvestiert werden („Roll-Over“) 

• Zeitnahe Einführung der bereits im Koalitionsvertrag vorgesehenen 
neuen Rechtsform für Unternehmen mit gebundenem Vermögen 

• Dauerhafte Senkung der Stromsteuer auf das EU-Minimum von 
0,50 Euro/MWh (0,05 ct/kWh) sowie Verlängerung der bisher bis 
2028 befristeten Strompreiskompensation (SPK) bis 2030 

• Senkung von Bürokratie durch ein (jährliches) Jahres-
Bürokratieentlastungsgesetz 

Fundstelle 

BMF, Homepage (Den Volltext der Wachstumsinitiative (05.07.2024) finden 
Sie hier.) 

  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Web/DE/Themen/Oeffentliche_Finanzen/Bundeshaushalt/Bundeshaushalt-2025/bundeshaushalt-2025.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/Oeffentliche-Finanzen/Bundeshaushalt/bundeshaushalt-2025-und-wachstumsinitiative-2.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 11. Juli 2024 

 
 
§ 6 Nr. 4 des Steuerberatungsgesetzes (StBerG) ist entsprechend 
seinem Wortlaut und unter Berücksichtigung der mit der Vorschrift 
verfolgten Zielsetzung und Entstehungsgeschichte eng auszulegen 
und auf die gesetzlich beschriebenen Tätigkeiten zu beschränken. 
Die Vorschrift kann nicht auf die Hilfeleistung in einem 
selbständigen Verwaltungsverfahren einer Finanzbehörde 
angewandt werden, und zwar selbst dann nicht, wenn das 
Verwaltungsverfahren mit einer gemäß § 6 Nr. 4 StBerG 
zulässigen Tätigkeit im Zusammenhang steht (hier Antrag auf 
Erlass im Sinne von § 227 der Abgabenordnung im 
Zusammenhang mit einer Lohnsteuer-Anmeldung). 
 
Zum Urteil 
 
 
 
Beteiligt sich eine land- und forstwirtschaftlich tätige Gesellschaft 
(Mitunternehmerschaft) an einer Tierhaltungsgemeinschaft, sind 
alle Mitunternehmer der Gesellschaft als (Mit-)Inhaber eines 
Betriebs der Land- und Forstwirtschaft im Sinne des § 51a Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 Buchst. a des Bewertungsgesetzes anzusehen. 
  
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Urteil VII R 22/21: 
Untersagung der 
unerlaubten 
Hilfeleistung in 
Steuersachen 
 
 
 
 
 
 
16. April 2024 
 

Urteil VI R 6/22: 
Gesellschafter einer 
land- und 
forstwirtschaftlich 
tätigen Gesellschaft 
als (Mit-)Betriebs-
inhaber im Sinne des 
§ 51a Abs. 1 Satz 1 Nr. 
1 Buchst. a BewG 
 
 
16. Mai 2024 
 

 

 

Urteil:  
 
 
 
 
5. Juni 2024 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410119/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410118/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410116/
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Rechtsprechung im Blog 
 

Zufluss nicht ausgezahlter Tantiemen bei beherrschendem Gesellschafter-
Geschäftsführer 
Tantiemeforderungen, die in den festgestellten Jahresabschlüssen nicht 
ausgewiesen sind, fließen dem beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführer 
nicht zu, auch wenn eine dahingehende Verbindlichkeit nach den Grundsätzen 
ordnungsgemäßer Buchführung in den (festgestellten) Jahresabschlüssen hätte 
gebildet werden müssen (a.A. Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen 
vom 12.05.2014, BStBl I 2014, 860). Dies hat der BFH in einem aktuellen Urteil 
entschieden. 
Sachverhalt 
Der Kläger ist alleiniger Gesellschafter und Geschäftsführer der GmbH. Nach § 3 
des Geschäftsführervertrags erhält der Kläger für seine Tätigkeit ein monatliches 
Bruttogehalt. Des Weiteren ist ihm darin eine Tantieme in Höhe von 20 % des 
Jahresgewinns zugesagt, die einen Monat nach Feststellung des 
Jahresabschlusses durch die Gesellschafterversammlung zu zahlen und der 
Höhe nach auf maximal 30 % der Festvergütung begrenzt ist. 
Die vereinbarten Tantiemen wurden dem Kläger in den Streitjahren (2015 bis 
2017) weder ausgezahlt noch hat die GmbH in den Jahresabschlüssen 
entsprechende Passivposten gebildet. 
In den Einkommensteuererklärungen für die Streitjahre gab der Kläger 
Einnahmen aus nichtselbständiger Arbeit ohne Tantiemen an. Das Finanzamt 
veranlagte ihn zunächst erklärungsgemäß. 
Im Anschluss an eine Lohnsteuer-Außenprüfung bei der GmbH ging das FA 
sodann davon aus, dass auch die nicht ausgezahlten Tantiemen jeweils in der 
vereinbarten Höhe von 20 % des Gewinns des Vorjahres vom Kläger als 
Arbeitslohn zu versteuern seien, und änderte die Einkommensteuerfestsetzungen 
für die Streitjähre insoweit als es den Arbeitslohn des Klägers erhöhte. Denn bei 
einem Gesellschafter-Geschäftsführer gälten Tantiemen zum Zeitpunkt der 
Bilanzerstellung als zugeflossen. Ob sie tatsächlich ausgezahlt worden seien, sei 
unerheblich, da es der Gesellschafter-Geschäftsführer selbst in der Hand habe, 
sich die Tantiemen auszahlen zu lassen. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Baden-Württemberg hatte Erfolg. Vereinbarte, 
aber nicht ausgezahlte Tantiemen flössen auch einem beherrschenden 
Gesellschafter-Geschäftsführer nicht zu, wenn bei der Gesellschaft keine 
entsprechende Verbindlichkeit passiviert worden sei und sich die Tantiemen 
deshalb weder in den Streitjahren noch in späteren Zeiträumen mindernd auf das 
Einkommen der Gesellschaft ausgewirkt hätten. 
Entscheidung des BFH  
Der BFH hat der Revision stattgegeben, die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben und zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an 
das Finanzgericht zurückverwiesen. 
Einem beherrschenden Gesellschafter-Geschäftsführer fließen Einnahmen aus 
Tantiemeforderungen gegen seine Kapitalgesellschaft bereits bei Fälligkeit zu 
(Bestätigung der ständigen Rechtsprechung). 
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Fällig wird der Tantiemeanspruch mit der Feststellung des Jahresabschlusses, 
sofern die Vertragsparteien nicht zivilrechtlich wirksam und fremdüblich eine 
andere Fälligkeit im Anstellungsvertrag vereinbart haben. 
Die GmbH hat die Tantiemeforderungen des Klägers in ihren Jahresabschlüssen 
nicht als Verbindlichkeit abgebildet. Diese Jahresabschlüsse hat die 
Gesellschafterversammlung der GmbH entsprechend (unverändert) festgestellt. 
Folglich waren die streitigen Tantiemeansprüche nicht fällig. Ob die 
dahingehenden Verbindlichkeiten nach den Grundsätzen der ordnungsgemäßen 
Buchführung hätten passiviert werden müssen, ist insoweit unerheblich (a.A. 
BMF-Schreiben vom 12.05.2014, BStBl I 2014, 860). 
Denn ein dahingehender Pflichtenverstoß vermag die Fälligkeit einer im 
festgestellten Jahresabschluss nicht enthaltenen Tantiemeforderung nicht zu 
begründen. 
Deshalb ist insoweit auch ohne Bedeutung, ob die fehlende Passivierung einer 
Verbindlichkeit einem Buchungsfehler geschuldet war, oder ob eine Bilanzierung 
aus anderen Gründen von vornherein nicht in Betracht kam, etwa weil die 
Tantiemezusage vor der Entstehung der darin vereinbarten Tantiemeansprüche 
einvernehmlich aufgehoben worden ist. 
Die Feststellungen des Finanzgerichts reichen allerdings nicht aus, um 
entscheiden zu können, ob dem Kläger die Forderungswerte der 
Tantiemeansprüche zugeflossen sind, weil er durch einen Verzicht auf seine 
Tantiemeansprüche eine verdeckte Einlage in die GmbH erbracht hat. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 5. Juni 2024 (VI R 20/22), veröffentlicht am 4. Juli 2024. 
 
Spartenrechnung im Sinne des § 8 Abs. 9 des Körperschaftsteuergesetzes 
(KStG) 
Der Körperschaftsteuerfestsetzung kommt gemäß § 10d Abs. 4 Satz 4 des 
Einkommensteuergesetzes i.V.m. § 8 Abs. 9 Satz 8 Halbsatz 2 KStG 
Bindungswirkung zu. Auf § 8 Abs. 9 Satz 8 Halbsatz 1 KStG beruhende 
Feststellungsbescheide sind daher hinsichtlich der Höhe des verbleibenden 
negativen Gesamtbetrags der Einkünfte und dessen Zuordnung zu den Sparten 
im Sinne des § 8 Abs. 9 Satz 1 und 3 Halbsatz 1 KStG einer gerichtlichen 
Überprüfung auf ihre materielle Richtigkeit hin entzogen. Die Gleichartigkeit im 
Sinne von § 8 Abs. 9 Satz 3 Halbsatz 1 KStG ist tätigkeitsbezogen auszulegen, 
so dass die Voraussetzungen von § 4 Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 und 3 KStG ohne 
Bedeutung sind. Dies hat der BFH in einem aktuellen Urteil entschieden.  
Sachverhalt 
Zwischen der Klägerin, einer GmbH, deren Alleingesellschafterin eine Stadt ist, 
und der A-GmbH, an der die Klägerin etwa 95 % der Anteile hielt und deren 
Unternehmensgegenstand die Beförderung von Personen und Gegenständen mit 
Kraftfahrzeugen und Bahnen war, bestand seit 2001 ein 
Gewinnabführungsvertrag und eine körperschaftsteuerrechtliche Organschaft. 
Zudem war die Klägerin -neben weiteren Beteiligungen- mit über 50 % an der im 
Bereich der Versorgung mit Elektrizität, Gas, Wasser und Fernwärme tätigen B-
AG beteiligt. Darüber hinaus erzielte die Klägerin in den Jahren 2010 und 2011 
(Streitjahre) unter anderem Erlöse aus der Vermietung von gepachteten und 
eigenen Immobilien. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410116/
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Nach der Einführung der "Spartenrechnung" durch das Jahressteuergesetz 2009 
vom 19.12.2008 (BGBl I 2008, 2794) bildete die Klägerin zum Beginn des Jahres 
2009 für die Ermittlung des Gesamtbetrags der Einkünfte die Sparte "Verkehr und 
Versorgung" (Sparte 1) sowie die Sparte "Immobilienwirtschaft" (Sparte 2). Der 
Sparte 1 waren aus Sicht der Klägerin -neben weiteren Beteiligungen- das ihr im 
Rahmen der Organschaft zugerechnete Einkommen der A-GmbH sowie die von 
der B-AG bezogenen Dividenden zuzuordnen. Mit Wirkung ab 01.01.2010 
begründete die Klägerin durch den Abschluss eines Gewinnabführungsvertrags 
eine körperschaftsteuerrechtliche Organschaft mit der B-AG. 
Im Anschluss an eine Außenprüfung ging das zu diesem Zeitpunkt für die 
Besteuerung der Klägerin zuständige Finanzamt A davon aus, dass im Jahr 2009 
neben der "Immobilienwirtschaft" (Sparte 2) als weitere Sparte nur die Sparte 
"Verkehr" (Sparte 1) bestanden habe. Die Begründung der Organschaft zwischen 
der Klägerin und der B-AG im Jahr 2010 habe zur Bildung einer neuen, die 
Bereiche "Verkehr und Versorgung" umfassenden Sparte (Sparte 3) geführt, da 
die Tätigkeit der Organgesellschaft nicht gleichartig im Sinne des § 8 Abs. 9 Satz 
3 des Körperschaftsteuergesetzes (KStG) mit einer bereits bestehenden Sparte 
der Organträgerin sei. Die Verlustvorträge aus der Sparte 1 seien einzufrieren 
und könnten erst dann aufleben, wenn wieder nur noch eine Sparte "Verkehr" 
bestehe. In der Folge erließ das Finanzamt A entsprechende 
Änderungsbescheide für die Jahre 2009 bis 2011, gegen welche die Klägerin 
ohne Erfolg Einspruch einlegte. 
Die Klage vor dem Hessischen Finanzgericht hatte überwiegend Erfolg. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision stattgegeben und die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben. 
Das Finanzgericht hat außer Acht gelassen, dass § 8 Abs. 9 Satz 8 Halbsatz 2 
KStG i.V.m. § 10d Abs. 4 Satz 4 des Einkommensteuergesetzes (EStG) eine 
inhaltliche Bindung des Feststellungsbescheids im Sinne des § 8 Abs. 9 Satz 8 
Halbsatz 1 KStG an die Körperschaftsteuerfestsetzung des 
Veranlagungszeitraums bewirkt und zwar insoweit, als im 
Körperschaftsteuerbescheid 2011 der Gesamtbetrag der Einkünfte für jede sich 
nach § 8 Abs. 9 Satz 1 und 3 Halbsatz 1 KStG ergebende Sparte getrennt 
ermittelt wird (§ 8 Abs. 9 Satz 2 KStG). 
Diese Bindungswirkung schließt die Zuordnung von Tätigkeiten zu einer Sparte 
nach § 8 Abs. 9 Satz 1 und 3 Halbsatz 1 KStG, die der nach § 8 Abs. 9 Satz 2 
KStG getrennten Ermittlung des Gesamtbetrags der Einkünfte je Sparte zwingend 
vorausgeht, ein. Insoweit handelt es sich um Besteuerungsgrundlagen (§ 157 
Abs. 2 der Abgabenordnung), die der Körperschaftsteuerfestsetzung zugrunde 
liegen. 
Das Finanzgericht ist zu Unrecht davon ausgegangen, dass Tätigkeiten, die nach 
§ 4 Abs. 6 Satz 1 Nr. 2 und 3 KStG zusammenfassbar sind, zugleich "gleichartig" 
im Sinne des § 8 Abs. 9 Satz 3 Halbsatz 1 KStG sind und in der bereits 
vorhandenen Sparte gemeinsam fortgeführt werden können. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 14. März 2024 (V R 51/20), veröffentlicht am 4. Juli 2024. 
 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410114/
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

Business Meldungen 
 
Strg Tax - Der Podcast für die Besteuerung der öffentlichen Hand (PwC 
Deutschland) 
  
Ausgewählte Steuerbefreiungen von der Umsatzsteuer für die öffentliche Hand 
 
Den Beitrag finden Sie hier. 
 
 

Terminplaner 
  
Digital Breakfast – Pillar 2 Power 
Platform 
Webinar, 16.7.2024 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:gunnar.tetzlaff@pwc.com
https://www.pwc-events.com/digital-breakfast
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/244219/strg-tax-der-podcast-fuer-die-besteuerung-der-oeffentlichen-hand-pwc-deutschland/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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